für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten 


. 


(Nr. 6192.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Obligationen 
; des Kreiſes Cottbus im Betrage von 60,000 Thalern. Vom 30. Auguſt 1865, 


= Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 
Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes Cottbus auf den Kreistagen 


vom 29. November 1864. und 5. April 1865. beſchloſſen worden, zur Foͤrderung 


des Berlin⸗Cottbus⸗Goͤrlitzer Eiſenbahn⸗ Unternehmens ſich bei demſelben mit 


einer Stammaktien⸗Zeichnung von 60,000 Thalern zu betheiligen und die erfor⸗ 


derlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf 


den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 


lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obli⸗ 
gationen zum Betrage von 60,000 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, in 
Gemaͤßheit des $. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von 


a Obligationen zum Betrage von 60,000 Thalern, ſechszig Tauſend Thalern, 


welche in Apoints zu 25 Thalern, 100 Thalern und 500 Thalern, und zwar 


innerhalb jeder dieſer Kategorien in der von der Regierung zu Frankfurt zu 


g beſtimmenden Anzahl, nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe 
5 einer Kreisſteuer mit fünf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und nach der durch 
das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung brich, vom Jahre 1869. ab, mit 
wenigſtens Einem Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen fuͤr die 

ausgelooſten Obligationen, zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Anſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 

ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 


befugt iſt. 


Dritter erfheilen und wodurch fir die Befriedigung der Inhaber der Obligationen 
eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 
Geſetz⸗Sammlung zu veroͤffentlichen. 
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= Ausgegeben zu Berlin den 12, Oktober 1865. 


Geſetz⸗ Sammlung 


FREE, 


Das vorftehende Prioillegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 


a. 8.) Bilden. 


8 1 Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt. 


Obligation 


des Cottbuſer Kreiſes 
Luur. r 


über lien Kurant. 5 | 


Auf Grund der untereen Allerhöchſt beſtaͤtigten Wee 


beſchlüſſe vom 29. November 1864, und 5. April 1865. wegen Aufnahme e 


Schuld von 60,000 Thalern Behufs Eintritts des Kreiſes in die laut K 


zeſſionsurkunde vom 18. Mai 1864. (Geſetz⸗ -Samml. für 1864. ©. 485 


konzeſſionirte Aktiengeſellſchaft fuͤr den Bau einer Eiſenbahn von Berl 
‚über Cottbus nach Gorlig und Uebernahme von Stammaktien zu dem obigen 
Betrage nach Maaßgabe des F. 5. des Statuts bekennt die zur Ausfuhrung 
des vorerwaͤhnten Kreistagsbeſchluſſes eingeſetzte ſtaͤndiſche Kommiſſion ſie 
durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤubigers unkundb 
Verſchreibung zu einer Schuld von ... .. Thalern Preußiſch Kur 
welchen Betrag der Kreis als Darlehn empfangen hat. und Buyer mit fü 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. 5 
Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von ſechs zig Tauſend Thalern geschieht s 


2 vom Jahre 1869. ab allmalig innerhalb eines Zeitraums von 37 Jahren a 


einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Proze 
des Kapitals jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten Schul 
verſchreibungen, nach Maaßnahme des genehmigten Tilgungsplanes. 


Die e Der Einlösung der „„ wird or 


das Loos beflimmt. : Die Ausloofung erfolgt vom Ja 1869. ab in 8 
Monate März jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kundigen. ERTER u 
2 Die ausgelooſten, ſowie die gekündigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, 
an welchem die Ruͤckzahlung erfolgen ſoll, oͤffentlich bekannt gemacht. 
5 Dieſe Bekanntmachung erfolgt drei, zwei und Einen Monat vor dem 
Zahlungstermine in dem Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Frankfurt a, d. O., 
in dem Kreisblatte des Cottbuſer Kreiſes und in dem Staatsanzeiger. 5 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an 
gerechnet, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
a gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Cottbus, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. ae 
5 Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 5 2 - 
Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjähren 
zu Gunſten des Kreiſes. Re 


= Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 
Theil I. Titel 51. HH. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Cottbus. 


Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjaͤhrigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaube 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 5 i : 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find zehn halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres .... ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fuͤnfjaͤhrige Perioden ausgegeben. 8 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis. 
Kommunalkaſſe zu Cottbus gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndi⸗ 
gung der neuen Zinskupons⸗ Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 
Mr. 6192) 8 130% zur 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Statut des Sommer⸗Deichverbandes Mehrum im Kreiſe Duisburg. Vom 
1. September 1865. Fa, Bart 5 


Nachdem die Grundbeſitzer auf dem Vorlande bei Mehrum der Mehr⸗ 
zahl nach beantragt haben, zum Schutze ihrer Grundſtuͤcke gegen Ueberſtröͤmung 


durch den Rhein einen Deichverband zu bilden, wird auf Grund des Geſetzes 


tiber das Deichweſen vom 28. Januar 1848. (Geſetz⸗Samml. S. 54.) und 
des Deichſchau⸗Reglements fuͤr das Herzogthum Cleve vom 24. Februar 1767. 
dieſer Deichverband nach Anhörung der Betheiligten hiermit landesherrlich ge⸗ 
nehmigt und demſelben folgendes Statut ertheilt. e 


. 


Der neue Deichverband umfaßt unter dem Namen „Sommer-Deichver⸗ 
band Mehrum“ diejenigen Grundſtücke, welche auf der von der Waſſerbau⸗ 
Behörde zu Rees zum Koſtenanſchlage vom 10. November 1862. paraphirten 
Karte des Rheinſtromes von Reeshoven bis zur Momm innerhalb der in Roth 
angedeuteten Linie gelegen und der Ueberſchwemmung ausgeſetzt, ſowie in dem 
von dem Buͤrgermeiſteramte zu Goͤtterswickerhamm am 1. November 1863. 
aufgeſtellten Deichkataſter zur Geſammtgroͤße von 437 Morgen 108 Ruthen 
50 Fuß mit einem Kataſtralreinertrage von 1903 Thaler 3 Groſchen 8 Pfennigen 


aufgeführt find und hat zum Zweck, durch einen unterhalb Reeshoven mit einer 


Kronenhöhe von 25 Fuß am Weſeler Pegel beginnenden und bis zu dem ſo⸗ 
genannten Kaninchenderg in Terrainhöhe, d. h. 21,25 Fuß Weſeler Pegels, 
allmaͤlig abfallenden Sommerdeich von 6 Fuß Kronenbreite, vierfüßiger inneren 
und dreifuͤßiger aͤußeren Boͤſchung die vorſtehend bezeichneten Grundſtuͤcke bei 


Hochfluthen gegen unzeitige Ueberſtroͤmung und Verſandung zu ſchuͤtzen. 


Der Sommer⸗Deichverband Mehrum bildet eine Korporation und hat 
feinen Gerichtsſtand bei der Kreisgerichtskommiſſion zu Dinslaken reſp. dem 
Kreisgerichte zu Weſel. f ee 

H. 2. a „ 

Der Deichverband iſt verpflichtet darauf zu halten, daß nicht blos die 

auf dem Vorlande ſtehenden hochſtaͤmmigen Baͤume beſeitigt, ſondern auch die 


= Sträucher und Weidenpflanzungen auf den auf und über 18 Fuß am Weſeler 


Pegel liegenden Flaͤchen ausgerodet und letztere nicht wieder bepflanzt werden. . 


$ 3. 1 
Die Beſtimmungen des im Eingange bezogenen Geſetzes vom 28. Januar 

1848, und des Reglements vom 24. Februar 1767. kommen, ſoweit fie nich 
durch die Beſtimmung dieſes Statuts ſelbſt abgeaͤndert werden, uͤberall zur 
Anwendung. Dies gilt insbeſondere von den den Grundbeſitzern in dem Deich⸗ 


ſchauverbande auferlegten Beſchraͤnkungen ihres Eigenthums und dem den Staats- 5 


behoͤrden zugewieſenen Recht der Beaufſichtigung. 


\ 


follen aber | 9 fo auch, w außerh 
zu ges öhnlich e Neyaratıren abgegraben wird, 3 wendung kommen, 
daß der $. 61. des genannten Reglements außer Kraft geſetzt wird. 
Die Grundſtuͤcke am aͤußeren wie am inneren Rande des Deiches dürfen 
ſechs Fuß breit vom Deichfuße ab weder beackert, noch bepflanzt, ſondern nur 5 
als Graͤſerei benutzt werden. 8 a 5 5 N 
05 2 1 NN 5 H. A . 8 3 # > # 
Die Vertheilung aller zur Herſtellung und Unterhaltung des sub 1, 
erwähnten Deiches erforderlichen Beiträge ſoll lediglich nach dem Kataſtral⸗ 
Reinertrage der betheiligten Grundſtuͤcke erfolgen. N 


F. 5. 


Deäer Deichſtuhl beſteht aus einem Deichgraͤfen, zwei Heimraͤthen und 

einem Deichſchreiber. Die Obliegenheiten des letzteren koͤnnen jedoch von dem 
Deichgraͤfen oder einem Heimrathe mit verrichtet werden (F. 4. des Reglements 
vom 24. Februar 1767.); die Zahl der Deputirten ($. 89. des Reglemenks) wird 
auf zwei feſtgeſetzt, von welchen letzteren der jedesmalige Eigenthuͤmer reſp. die 
Eigenthuͤmerin des Hauſes Mehrum Einen ernennt. Alle dieſe Perſonen ver⸗ 22 
walten ihr Amt als Ehrenamt unentgeltlich und follen nur in vorkommenden 

Faͤllen Entſchaͤdigung fuͤr baare Auslagen und Verſaͤumniſſe erhalten. 


Hinſichtlich der Betheiligung der Grundbeſitzer oder Deichgenoſſen an den 
Erbentagen kommen die Beſtimmungen des H. 92. des Reglements vom 24. Fe⸗ 
bruar 1767. mit der Maaßgabe zur Anwendung, daß ſchon der Beſitz von 
zwei Preußiſchen Morgen zum Stimmrecht auf den Erbentagen berechtigt. 

Eine Vertretung durch Bevollmaͤchtigte iſt zulaſſig; dieſelben muͤſſen ſich 
jedoch durch einen ſchriftlichen, hinſichtlich der Unterſchrift von der Ortsbehoͤrde 
legaliſirten Auftrag ausweiſen. NE 3 Be 


. . 7. | Be 

a Ablaͤnderungen des vorſtehenden Deichſtatuts duͤrfen nur unter landes 

herrlicher Genehmigung erfolgen. 5 5 ee 

Alrkundlich unter Unferer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfchrift und beigedrucktem 

Königlichen Inſiegel. Er Be er 
Gegeben Baden-Baden, den 1. September 1865. 


(. S.) Wilhelm. 


Fuͤr den Juſtizminiſter: 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. v. Selchow. 
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Privilegium wegen Ausgabe ö de & aber lautender Obligationen d 
Stadt Bochum, Regierungsbezirk Arnsberg, im Betrage von 74,500 Thaler 


Vom 2. September 1865. 5 


| Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 3, 
ertheilen, nachdem der Magiſtrat und die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu 
Bochum darauf angetragen haben, zum Zwecke der Erwerbung der Stadt⸗ 
Bochumer Gasanſtalt ihnen zur Aufnahme eines Darlehns von 74,500 Thalern, 

geſchrieben: vier und ſiebenzig tauſend fuͤnfhundert Thalern, gegen Ausſtellung 

auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen Unſere 
landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, und bei dieſem Antrage im Intereſſe den 
Stadtgemeinde ſowohl als der Gläubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, 

in Gemaßheit des H. 2, des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 

durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Aus⸗ 
gabe der gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen es 


8 a 25 
Es werden ausgegeben ſiebenhundert fünf und vierzig Obligationen, jede 
zu Einhundert Thalern. ö Her Fr 
Die Obligationen werden mit fünf vom Hundert jährlich verzinſet und 
die Zinſen in halbjaͤhrigen Terminen, am zweiten Januar und erſten Juli, von 
der ſtaͤdtiſchen Schuldentilgungs⸗Kaſſe zu Bochum gegen Ruͤckgabe des aus⸗ 
gefertigten Zinskupons bezahlt. N 
Zar Tilgung der Schuld wird mindeſtens jährlich ein und ein halbe 
Prozent von dem Kapitalbetrage der ausgegebenen Obligationen nebſt 
Zinſen der eingeloͤſten Obligationen verwendet, fo daß fpatefiens in ein in 
dreißig Jahren die ſaͤmmtlichen Obligationen eingelöft fein werden. Der Stadt 
gemeinde bleibt vorbehalten, größere Betraͤge zurückzuzahlen und dadurch 
Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Insbeſondere ſoll von dem Rein 
ertrage der Gasanſtalt, ſoweit derſelbe die zur planmaͤßigen Verzinſung unt 
Tilgung der Schuld erforderliche Summe uͤberſteigt, auch mindeſtens noch der 
jenige Theil hierzu verwendet werden, welcher auf die neu zu erwerbenden G. 
Antheile faͤllt. ; re 
2 Den Inhabern der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen di 
Stadtgemeinde zu. : Er 
Zur Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til 
gung der auszugebenden Obligationen betreffen, wird eine beſondere Schulden⸗ 
tilgungs⸗Kommiſſion gewaͤhlt, welche fuͤr die treue Befolgung der gegenwaͤrtigen 
Beſtimmungen verantwortlich iſt und zu dem Ende von Unſerer Regierung zu 
Arnsberg in Eid und Pflicht genommen wird. BE 


7 


Dieſelbe foll aus drei Mitgliedern beſtehen, von denen Eins aus dem 
Magiſtrate, Eins aus der Stadtverordneten⸗Verſammlung und Eins aus der 
Bürgerſchaft zu wählen iſt. Das erſtgedachte Mitglied wird vom Buͤrgermeiſter 
ernannt, die beiden anderen Mitglieder werden von der Stadtverordnelen⸗Ver⸗ 
ſammlung gewaͤhlt. 55 N 
i 8 

Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern, und zwar jede zu 

Einhundert Thalern, von Eins bis inkl. ſiebenhundert fünf und vierzig, nach 


gliedern der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion unterzeichnet und von dem Rendanten 


ya angehängten Schema ausgeſtellt, von dem Buͤrgermeiſter und den Mit⸗ 


der ſtaͤdtiſchen Schuldentilgungs⸗Kaſſe kontraſignirt. Denſelben iſt ein Abdruck 


dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 


H. 4. 


Den Obligationen werden für die naͤchſten zehn Jahre zwanzig Zins⸗ 
kupons, jeder zu zwei Thaler fünfzehn Silbergroſchen, in den darin beſtimmten 
halbjaͤhrigen Terminen zahlbar, nach dem angehaͤngten Schema beigegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt nach vorheriger oͤffent⸗ 


* licher Bekanntmachung (wie im H. 7.) bei der Schuldentilgungs⸗Kaſſe zu 


Bochum gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie beigedruckten 


Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aus haͤndigung der neuen Zins⸗ 


ſchrieben. 


5 


5 Öffentlich bekannt gemacht, und zwar durch 41 Kreisblatt, durch 


kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung 
rechtzeitig geſchehen iſt. N x 

Die Kupons und die Talons werden von dem Buͤrgermeiſter, der Schulden» 

tilgungs⸗Kommiſſion und dem Rendanten der Schuldentilgungs⸗Kaſſe unter⸗ 


de er 


Vom Berfalltage ab wird gegen Auslieferung ber Zinskupons der Be⸗ 
frag derſelben an den Vorzeiger durch die ſtaͤdtiſche Schuldentilgungs⸗Kaſſe ge⸗ 


zahlt. Auch werden die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Ge⸗ 


meindekaſſe, namentlich bei Entrichtung der Kommunalſteuern, in Zahlung an⸗ 
genommen. 5 
> N 8 H. 6. \ > 
Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn fie nicht binnen 
vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in welchem ſie faͤllig geworden, 
zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafuͤr ausgeſetzten Fonds verfallen zum 
Vortheil der ſtädtiſchen Armenkaſſe zu Bochum. 


8 5 5 
Die Nummern der nach F. 1. zu tilgenden Obligationen werden jaͤhrlich 
durch das Loos beſtimmt und wenigſtens drei Monate vor dem Zahlungstermine 


Jahrgang 1865. (Nr. 6194.) das 


= — 
blatt Unſerer Regierung zu Arnsberg und durch die Coͤlniſche Zeitung. 
Fall des Eingehens eines dieſer Blätter beſtimmt der Magiſtrat zu Bochum 
mit Genehmigung der Regierung ſtatt deſſen ein anderes und macht die ge⸗ 
troffene Wahl in den uͤbrig gebliebenen Blaͤttern bekannt. Bi 


H. 8. z 


Die Verlooſung gefchieht, unter dem Vorſitze des Buͤrgermeiſters, durch 

die Schuldentilgungs⸗Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher durch die im 
H. 7. bezeichneten Blaͤtter zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu 
welchem dem Publikum der Zutritt geſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird 
ein von dem Buͤrgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeich⸗ 
nendes Protokoll aufgenommen. g 


H. 9. 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an den dazu be⸗ 
ſtimmten Tagen nach dem Nominalwerthe durch die ſtaͤdtiſche Schuldentil⸗ 
gungs⸗Kaſſe an den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben 
Mit dieſem Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. M 
letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine faͤlligen 
Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden 
Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einlöfung dieſer Kupons verwendet. 


. Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, welche nicht 

binnen drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einlöfung vorgezeigt werden, 
ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies Depoſitum über: 
wieſen werden. f ä 

Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge duͤrfen nur auf eine von der 


SE Schuldentilgungs⸗Kommiſſlon Eontrafignirte Anweiſung des Buͤrgermeiſters zu 


beſtimmungsmaͤßiger Verwendung an den Rendanten der Schuldentilgungs⸗Kaſſe 
verabfolgt werden. Die deponirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jene 
Obligationen laͤngſtens in acht Tagen nach Vorzeigung der Obligationen bei 
der Schuldentilgungs⸗Kaſſe durch dieſe auszuzahlen. 5 


§. 11. 


Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obl 
gationen find in den nach der Beſtimmung unter H. 7. jährlich zu erlaſſende 
Bekanntmachungen wieder in Erinnerung zu bringen. Wuͤrden die Obligationen 
dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahre 
nach dem Zahlungstermine zur Einlöfung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimm 
unter H. 13. gemaͤß, als verloren oder vernichtet zum Behufe der Ertheilun 

neuer Obligationen binnen dieſer Friſt angemeldet, jo ſollen nach deren Ablau 
die Obligationen als getilgt angeſehen werden und die dafuͤr deponirten Kapi 
betrage der ſtaͤdtiſchen Armenkaſſe anheimfallen. 


B 5 . . vr H. 1 5 

Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadt Bochum 
mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften, und kann 
die Stadt, wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten 
Zeit gezahlt werden, auf Zahlung derſelben durch die Glaͤubiger gerichtlich ver⸗ 
klagt werden. i N 


$ 13. 


0 In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug 
habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen des Auf: 


gebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere HH. 1. 5 


bis 13. mit nachſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen 
Schuldentilgungs⸗Kommiſſion gemacht werden. Dieſer werden alle die⸗ 
jenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten 
Verordnung dem Schatzminiſterium zukommen; gegen die Verfuͤgungen 
der Kommiſſion findet jedoch der Rekurs an Unſere Regierung zu 
Arnsberg ſtatt; 5 . 

b) das im $. 3. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei Unſereem 
Kreisgerichte zu Bochum; „„ 

c) die in den HH. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen ſollen 
durch die unter $. 7. dieſes Privilegiums angeführten Blatter geſchehen. 
x Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwaͤrtige, durch die Geſetz-Sammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringende 
landes herrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter Unſerem 
Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten 
des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. = 


Gegeben Baden-Baden, den 2. September 1865. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


de 6194 Pro: 


Obligation der Stadt Sohum 
8 8 (Stadtwappen) g Er 3 = 
5 Thaler 100. 


Einhundert Thaler Kurant. 


ie Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom ....... 
e hierzu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, 
daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von „Einhundert Thalerr 
durant“, deren Empfang fie beſcheinigen, an die Stadt Bochum zu fordern hat. 
Die auf fuͤnf Prozent jaͤhrlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am zweiten Januar 
nd erſten Juli jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Ruͤckgabe d 
ausgefertigten halbjährigen Zinskupons gezahlt. ae 
Dass Kapital wird durch Amortiſation getilgt werden, weshalb eine K 
digung von Seiten des Glaͤubigers nicht zulaͤſſig iſt. Die naͤheren Be 
mungen ſind in dem nachſtehend abgedruckten Privilegium enthalten. 
FCCCCCCCCCCCCCCCC en 5 


(Trockner Stempel.) 


Deer Bürgermeister. Die ſtädtiſche Schuldentilgun 
„„ ES Kommiſſiun. 


= Der Rendant der Schuldentilgungs⸗Kaſſe. 


Beigefuͤgt find die Kupons Serie l. A 1. bis 20. nebſt Talon. 
Die folgenden Serien Zinskupons werden gegen Einlieferung der Talons 
der Schuldentilgungs-Kaſſe verabreicht. 5 


Vom Dee 


(Folgt der e dee Pella | 


; Provinz Weſtphalen, Kegierungsbezirk Arnsberg. 
Her I. 2 uthlr. 15 Sgr. MA, 


318 Kupon 


zur ar 


in der 8 Bochum über 100 55 „ 


e c LE es an fuse Zinn aus e 
e Kaffe | 


Zwei Ehaler rum an Sbrrfen 
Bochum, den se „„ 18 
= base Stempel) 


5 a i Die e Räbtihe Schulbentigung 


BE 
Der Rendant ber Schulbentilgungs- Ruf eh er 


Dieſer Kupon wird ungültig und ene 
wenn deſſen Betrag in vier Jahren nach Ablauf 
des Jahres, in welchem er 7 geworden, 
ar 9 IRRE 


Inhaber dieſes empfaͤngt gegen deſſen ga 0 r Schuldentil⸗ 
ue zu Bochum zu der Obligation der Stadt Bochum uͤber Einhundert Tha 
„ die (weite) Serie Zinskupons fuͤr die zehn Jahre vom 
EEE bis e ſofern dagegen bei der Wee ſbufte 
eee Rum ion kein Widerſpruch eingeht. : : 


Wachen d den. „„ 18. 


and u 


"Somiten. 2 


. 


kanntmachung der Minifterial- Erklärung vom 5 65., e = 
eine Uebereinkunft zwiſchen der und der Kaiſerlich 
Oeſterreichiſchen Regierung wegen gegenſeitiger Beſtrafung der Nachahmung 
von amtlichen Siegeln ꝛc. ꝛc. Vom 23. September 18656. i 


Di Koͤniglich Preußiſche und die Kaiſerlich Oeſterreichiſche Regierung ſind 
unter der Verpflichtung der Gegenſeitigkeit ubereingekommen: 


Jeder der vertragenden Staaten verpflichtet ſich, ſeine Angehörigen, = 
welche vermittelſt Nachahmung von amtlichen Siegeln, Anfertigung oder wiſſent⸗ 


lichen Gebrauchs von falſchem Stempelpapier, falſchen Stempel⸗ oder Poſt⸗ 


marken, Anfertigung von Formularen, die zu oͤffentlichen Beſcheinigungen oder x 
Beglaubigungen dienen können, Abnahme, Verletzung oder fonftiger Unbrauhe 


barmachung des zollamtlichen Waarenverſchluſſes die Geſetze des anderen 
Staates verletzen, um dadurch Gefälle des anderen Staates zu verkürzen, ſowie 
die Urheber und Theilnehmer an dieſen Handlungen ebenſo zur Unterſuchung 
zu ziehen und mit Strafen zu belegen, als wenn jene Handlungen gegen die 
Geſetze des eigenen Staates begangen waͤren. 8 

Zu Urkund deſſen iſt Königlich Preußiſcher Seits die gegenwärtige. 
Miniſterial⸗Erklaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Koͤniglichen Inſiegel 
verſehen worden. ö a 5 


Berlin, den 27. Mai 1865. 


Der Königlich Preußiſche Präfident des Staatsminifteriumg und 
. Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. ee 
(L. S.) v. Bismard-Schönhaufen. 


Vorſtehende Miniſterial⸗Erklarung wird, nachdem ſolche gegen eine ent⸗ . 


ſprechende Erklaͤrung des Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Miniſteriums des Kaiſerlichen N 


Hauſes und des Aeußern vom 27. Mai d. J. ausgewechſelt worden iſt, hierdurch 
zur Öffentlichen Kenntniß gebracht. EEE 
Berlin, den 23. September 1865. 


Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Im Auftrage: f ; 


v. Thile. 


Gr. 61956196) N Kr. 6196.) 


eine Uebereinkunft zwichen der Köngach Preußiſchen und der Fürft lich 
Liechtenſteiniſchen Regierung wegen gegenfeitiger Beſtrafung der . 
von amtlichen Siegeln ꝛc. ꝛe. Vom 23. September 1865. 


N Din Königlich Preußiſche und die Fuͤrſtlich Liechtenſteiniſche Megierung find 
unter der Verpflichtung der Gegenſeitigkeit uͤbereingekommen: 

Jeder der vertragenden Staaten verpflichtet ſich, ſeine Angehörigen, 
welche vermittelt Nachahmung von amtlichen Siegeln, Anfertigung oder 
wiſſentlichen Gebrauchs von falſchem Stempelpapier, falſchen Stempel⸗ oder 
Poſtmarken, Anfertigung von Formularen, die zu Öffentlichen Beſcheinigungen 


5 oder Beglaubigungen dienen koͤnnen, Abnahme, Verletzung oder ſonſtiger 


Unbrauchbarmachung des zollamtlichen Waarenverſchluſſes die Geſetze des 
anderen Staates verletzen, um dadurch Gefaͤlle des anderen Staates zu verkuͤrzen, 
ſowie die Urheber und Theilnehmer an dieſen Handlungen ebenſo zur Unter⸗ 
ſuchung zu ziehen und mit Strafen zu belegen, als wenn jene and 
gegen die Geſetze des eigenen Staates begangen waͤren. 


Zu Urkund deſſen iſt Königlich Preußiſcher Seits die gegenwärtige 
Miiniſterial⸗ Erklaͤrung ausgefertigt und ſolche mit dem Königlichen a 


verſehen worden. 


Berlin, den 18. Juni 1865. 


Der Königlich Preußiſche Praſtdent des Staatsminiſteriums 55 | 
Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 


S Bismard-Schönhanfen. 


Er 


Vorſtehende Miniſterial⸗ Erklarung wird, nachdem ſolche gegen e eine ent: 
a: Erklarung der Fuͤrſtlich Liechtenſteiniſchen Hofkanzlei vom 24. Mai d. J. 
ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 23. September 1865. 


Der Miniſter der auswärtigen eee 
Im Auftrage: 
v. Thile. 


Redigirt im Büreau des Staats-⸗Miniſteriums. 


Berlin, ERS in der e DEREN Ober⸗Hofbuchdruckerei 
ecker). 


